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Drucksadle 951 


Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für gewerblidien Reditssdiutz und Urheberredit 

(17. Ausschuß) 

über den 

Entwurf eines Gesetzes über das Abkommen 
zwisdien der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Kuba 
vom 22. März 1954 über die Wiederherstellung gewerblicher Schutz- 
rechte und über den Schutz von Herkunftsbezeichnungen 

- Drudtsache 758 - 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Jochmus; 


Das diesem Gesetz zugrunde liegende Abkom- 
men entspricht, soweit es die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte betrifft, in seinen Grund- 
zügen dem internationalen Abkommen von JNeuen- 
burg vom 8. Februar 1947, das die Alliierten über 
die Erhaltung und Wiederherstellung der durch 
den zweiten Weltkrieg zu Schaden gekommenen 
Schutzrechte untereinander abgeschlossen haben. 
In § 12 wird zwar abweichend von der üblichen 
Rechtsnorm, derzufolge stets die bessere Priorität 
ohne weiteres den Vorrang genießt, aus Gründen 
der inneren kubanischen Gesetzgebung für die 
Zweifelsfälle, in denen durch die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte, der rückwirkenden 
Erneuerung von Warenzeichen oder der Inan- 
spruchnahme zurückliegender Prioritäten in Kuba 
eingetragene Rechte Dritter vernichtet würden, eine 
Entscheidung den dortigen Gerichten überlassen, 
bei denen die deutschen Berechtigten ihre Rechte 
geltend machen können. Die Kubanische Regierung 
sah sich zu dieser Forderung veranlaßt, weil eine 
solche Vernichtung von Rechten Dritter mög- 
licherweise eine Enteignung darstellen könnte, die 
nach dem kubanischen Verfassungsrecht nur gegen 
Entschädigung vorgenommen werden kann. Mit 
Rücksicht darauf, daß das entsprechende Abkom- 
men zwischen Kuba und Frankreich die gleiche 
Regelung enthält und zudem die Zahl der von 
dieser Regelung betroffenen Schutzrechte nach An- 


gaben der kubanischen Verhandlungsdelegation 
nur sehr gering sein soll, sah der Ausschuß keine 
Veranlassung, dagegen Einspruch zu erheben. 

Der zweite Teil des Abkommens, der sich mit 
dem Schutz von Herkunftsbezeichnungen befaßt, 
trifft sich in seiner Zielsetzung mit der auch von 
der deutschen Wirtschaft geforderten stärkeren 
Sicherung der Herkunftsbezeichnungen. Die beson- 
deren Wünsche hinsichtlich des Schutzes für kuba- 
nische Tabakerzeugnisse hat der Ausschuß als billig 
anerkannt. Eine Änderung der deutschen Wett- 
bewerbsordnung wird dadurch nicht notwendig. 
Eine Übergangsfrist gibt der deutschen Tabakwirt- 
schaft zudem sechs Jahre Zeit zur Umstellung. 

Das Gesetz ist ein Zustimmungsgesetz, das nur 
im ganzen vom Deutschen Bundestag angenommen 
oder abgelehnt werden kann. Der Ausschuß hat 
dem Gesetz einstimmig zugestimmt und empfiehlt 
dem Plenum die Annahme der Drucksache 758, da 
er in dem Abkommen einen weiteren Schritt zur 
Normalisierung unserer Auslandsbeziehungen sieht 
und nachteilige Folgen für die Deutsche Bundes- 
republik nicht zu erwarten sein dürften. 

Bonn, den 2. November 1954 

Frau Dr. Jochmus 

Berichterstatter 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rbeinallee 20, 
Telefon 3551 



B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, dem Gesetzent- 
wurf — Drucksache 758 — unverändert nach der 
Vorlage zuzustimmen. 

Bonn, den 2. November 1954 


Der Ausschuß für gewerblichen 
Rechtsschutz und Urheberrecht 


Wagner (Ludwigshafen) Frau Dr. Jochmus 

Vorsitzender Berichterstatter 



